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Bremen. „Ich bin in Sorge: Wird Integra-
tion das Unwort des Jahres? Lassen Sie uns
gemeinsam daran arbeiten, dass es das
nicht wird.“ Diese inständige Bitte leitete
gestern eine Tagung in der Handwerks-
kammer Bremen ein. Das Thema: Die Inte-
gration von schwerbehinderten Menschen
in den Arbeitsmarkt. Eine neue Studie des
Instituts Arbeit und Wirtschaft (IAW) analy-
siert Gründe, warum Betriebe im Land Bre-
men Schwerbehinderte einstellen – oder
eben nicht.

Integration sei „ein herausragendes Ziel
staatlicher Arbeitsmarktpolitik“, sagte Joa-
chim Schuster, Staatsrat der Senatorin für
Arbeit und Soziales. Die Chancen für Behin-
derte seien deutlich geringer, trotz Förder-
möglichkeiten könne man kaum von
Gleichberechtigung sprechen. Viele Ar-
beitgeber scheuten sich davor, schwerbe-
hinderte Menschen einzustellen, aus Sorge
um ihre Wettbewerbsfähigkeit. „Deswe-
gen muss man auch fragen, auf welche Ak-
zeptanz Fördermaßnahmen treffen, wie sie

angenommen werden.“ Das
Verhältnis von Betrieben zum
Integrationsamt Bremen war so
auch ein Teil der Studie, die in
Kurzform vorgestellt wurde.

Doch zuerst ging es um die Be-
schäftigung selbst. In Deutsch-
land leben knapp sieben Millio-
nen behinderte Menschen, die
8,4 Prozent der Gesamtbevölke-
rung ausmachen. Im Land Bre-
men sind es anteilig noch etwas
mehr: 8,9 Prozent. Knapp die
Hälfte davon stehen dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung –
26000 Menschen, von denen
1556 arbeitslos sind.

Die andere Seite sind die Arbeitgeber.
Laut IAW-Studie gibt es in Bremen 1350 Be-
triebe, die wegen ihrer Größe beschäfti-
gungspflichtig sind. Nur 952 davon haben
Behinderte angestellt, wobei wiederum
nur 449 die Pflichtquote von fünf Prozent
der Gesamtstellen erfüllen. „Das bedeutet:
Es gibt allein in Bremen 2709 unbesetzte
Pflichtarbeitsplätze“, so Gerlinde Hammer

vom IAW. Ein Ergebnis der Stu-
die: Je größer ein Betrieb, desto
höher die Quote von Schwerbe-
hinderten. „Diese hohe Quote
ist aber eher ein Hemmnis, was
Neueinstellungen angeht“,
sagte Günter Gebauer vom
IAW. Denn: Viele Betroffene
sind während der Arbeit behin-
dert geworden. Diese werden in-
tegriert, es bleibt jedoch kaum
Potenzial für Neueinstellungen.
„Dennoch kann man Modelle,
die solche Betriebe gefunden ha-
ben, auf Übertragbarkeit prüfen
und weiterverbreiten“, so Ge-
bauer.

Ein großes Thema: der besondere Kündi-
gungsschutz von Schwerbehinderten. Ei-
ner Kündigung muss das Integrationsamt
zustimmen. Die Mehrheit der befragten
Personalverantwortlichen sehen ihn tat-
sächlich als Hemmnis. Ergebnis der Studie
ist jedoch: „Bei der Mehrheit der Betriebe
gibt es keinen eindeutigen Zusammen-
hang zwischen dieser Einstellung und ihrer

Beschäftigungspolitik“, sagte IAW-Mitar-
beiterin Brigitte Fietz. „Sie finden einen
Umgang damit: über Praktika und Probebe-
schäftigungen, in denen sie die neuen Mit-
arbeiter kennenlernen, bevor sie fest einge-
stellt werden.“

Die Studie wird Ende des Jahres in aus-
führlicher Form veröffentlicht werden. Aus
der Praxis berichtete gestern Manfred
Hillje, Integrationsberater in Bremerha-
ven. „Der besondere Kündigungsschutz
von Schwerbehinderten stellt tatsächlich
noch ein Hemmnis in den Betrieben dar.
Diese Schranke kann ich nicht ganz ab-
bauen“, sagte er. Aber er gehe den Weg
über Handwerksvereine und Meisterschu-
lungen, um direkten Kontakt zu Betrieben
zu pflegen. Stefan Höppner vom Integrati-
onsfachdienst Bremen sprach noch ein wei-
teres Problem an: Vorurteile. Behinderung
ist nicht gleich Rollstuhl, auch Diabetiker
können schwerbehindert sein. Mancher Be-
hinderte sei leistungsfähiger als ein gesun-
der Arbeitnehmer, sagte Höppner – auch
das eine Information, die das Integrations-
amt in die Betriebe tragen müsse.
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Bremen. Wer sich zuerst bewegt, ist raus,
heißt es beim Mikado-Spiel. Das galt
lange Zeit auch für die deutschen Landes-
banken. Seit dem Debakel der Finanzkrise
wurde immer wieder die Zusammenle-
gung der verbliebenen Institute gefordert,
von der Politik und von Sparkassenfunk-
tionären. Passiert ist wenig. Aber der
Druck der Brüsseler Wettbewerbshüter
und die strengeren Eigenkapitalrichtli-
nien von Basel III bringen jetzt offenbar
Bewegung ins Spiel. BayernLB und
WestLB prüfen eine Fusion. Weitere Lan-
desbanken könnten folgen.

Für Altbundeskanzler Helmut Schmidt
ist die Sache klar: Eine, höchstens zwei Lan-
desbanken sind genug. Der Säulenheilige
der Republik, der von 1972 bis 1974 als
Nachfolger von Karl Schiller selbst mal Fi-
nanzminister war, weiß aber auch, warum
das nicht klappt: „Jeder Ministerpräsident
will nun mal seine eigene Landesbank“,
sagte Schmidt schon vor einigen Wochen
auf einer Veranstaltung der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Berlin.

Doch nun scheint Bewegung ins Mi-
kado-Spiel zu kommen. Einigen Landesre-
gierungen werden ihre Banken, die sie
zum Teil schon mit millionenschweren Ka-
pitalerhöhungen und Bürgschaften ge-
stützt haben, schlicht zu teuer. Hamburg
und Schleswig-Holstein haben viel Geld
bei der HSH Nordbank versenkt, Nord-
rhein-Westfalen musste die WestLB 2008
mit fünf Milliarden Euro stützen, jetzt er-
hielt die Bank vom Bund noch einmal drei
Milliarden Euro. Die Sparkassen, denen
große Teile der Landesbanken gehören,
sind es schon lange leid, Geld in überschul-
dete Institute nachzuschießen, zumal sie
im Konkurrenzkampf mit den Direktban-
ken mit sich selbst genug zu tun haben.

Eine, zwei, viele Landesbanken?
Durch die höheren Eigenkapitalanforde-
rungen des Regelwerks Basel III wächst
der Druck, über die Zukunft der verbliebe-
nen acht beziehungsweise neun Landes-
banken nachzudenken. Je nach Lesart
wird die zur Nord/LB-Gruppe gehörende
Bremer als eigenständige Landesbank ge-
rechnet oder eben nicht. Es waren auch
schon mal nur noch sieben Landesbanken.
Doch die SaarLB, die über mehrere Jahre
zur BayernLB gehört hat, wurde vom Saar-
land zurückgekauft. Die einst so erfolgrei-
chen Bayern hatten sich bekanntlich auf
dem internationalen Finanzmarkt schwer
verspekuliert und sich zudem beim Kauf
der österreichische Hypo Alpe Adria über
den Tisch ziehen lassen und müssen ihr
Haus jetzt drastisch verkleinern. Jetzt füh-
ren die Bayern also ernsthafte Fusionsge-
spräche mit der WestLB.

Sparkassenpräsident Heinrich Haasis
hatte vor einem Jahr die Devise ausgege-
ben: maximal drei große Landesbanken im
Norden, im Süden und in der Mitte der Re-
publik. Im Süden kommt also Bewegung in

die Landesbankenlandschaft. Aber was ist
mit dem Norden? Als die einst so strah-
lende HSH Nordbank ins Straucheln ge-
riet, soll der ehemalige niedersächsische
Ministerpräsident und heutige Bundesprä-
sident Christian Wulff schon mal Übernah-
mephantasien geäußert haben. „Wulff ist
falsch zitiert worden“, behauptet Finanzmi-
nister Hartmut Möllring, zugleich Auf-
sichtsratsvorsitzender der Nord/LB. Auch
von den Appellen seiner CDU-Partei-
freunde in Berlin hält er wenig. Die Ant-
wort auf die Frage, wie viele Landesban-
ken Deutschland brauche, könne nicht all-
gemeingültig beantwortet werden. „Jede
funktionierende Landesbank ist für ihre Re-
gion ein Gewinn“, sagt Möllring. Die Nord/
LB hält er in ihrer jetzigen Konstellation für
zukunftsfähig, auch unter den Bedingun-
gen von Basel III. Immerhin habe man bis
2023 Zeit, das Eigenkapital der Bank anzu-

passen. Eine Fusion mit der HSH Nord-
bank sei überhaupt kein Thema, sagt Möll-
ring, ebenso wenig ein Verkauf der Bremer
Landesbank (BLB). Die Herauslösung der
BLB aus der Nord/LB-Gruppe wird an der
Weser immer mal wieder durchgespielt.
Nicht alle halten die Nord/LB für so solide
wie Möllring, und ehe die BLB in einen wie
auch immer gestalteten Fusionsstrudel ge-
raten könnte, würde mancher sie lieber als
kleine, aber feine Regionalbank aus dem
Verbund lösen. „Das kann sich Bremen
doch gar nicht leisten“, kontert Möllring.
Aber könnte nicht Niedersachsen auch ein
bisschen Geld gebrauchen? Gerade des-
halb wolle man die BLB nicht verkaufen,
sagt Möllring, denn „die Bremer Landes-
bank ist eine Perle“, darauf könne und
wolle man nicht verzichten.

Stephan-Andreas Kaulvers, Vorstands-
vorsitzender der Bremer Landesbank, äu-

ßert sich zu solchen Spekulationen gar
nicht. „Unser Geschäftsmodell ist das einer
Regionalbank. Ich glaube nicht, dass man
da etwas ändern wird“, sagt Kaulvers. Das
funktioniere auch als eigenständige Bank
unter dem Dach der Nord/LB-Gruppe.

Eine zentrale Landesbank könne Sinn
machen für große Projektfinanzierungen
oder für das Auslandsgeschäft, nicht jede
Landesbank müsse schließlich ein Büro in
New York haben. „Da sind kühle Rechner
gefragt“, sagt Kaulvers. Wer sind die Kun-
den? Wie viele Mitarbeiter würden durch
Fusionen abgebaut? Entstehen Klumpenri-
siken? Das müsse zuerst geklärt werden.
Der politische Wille sei das eine, entschei-
dend sei ein schlüssiges Geschäftsmodell,
unabhängig von der Zahl der Banken, die
übrigblieben. „Das wird ein spannender
Prozess“, glaubt Kaulvers. Sich und seine
Bank sieht er eher in der Zuschauerrolle.

Singapur (wk). Das Geschäft mit dem Flie-
gen läuft in diesem Jahr weit besser als
noch im Juni erwartet. Trotz Aschewolke
und anhaltender Wirtschaftssorgen verdrei-
fachte der internationale Luftfahrtverband
IATA gestern seine Gewinnprognose. Er
rechnet jetzt mit 8,9 Milliarden Dollar in die-
sem Jahr, nach einer Juni-Prognose von 2,5
Milliarden Dollar. Damit fliegt die Branche
weltweit erstmals seit 2007 wieder in die
Gewinnzone. Dem Dachverband IATA ge-
hören rund 230 Fluggesellschaften an. Sie
decken etwa 93 Prozent aller internationa-
len Flüge ab. 2009 lagen die Verluste bei
9,9 Milliarden Dollar. Als einzige Region
bleibt Europa in den roten Zahlen. Aller-
dings halbierte die IATA hier ihre bishe-
rige Prognose auf ein Minus von 1,3 Milliar-
den Dollar.

VON EVA TASCHE

Hannover. An China kommt keiner vorbei.
Das Riesenreich mit der boomenden Wirt-
schaft ist auch für die Lastwagen-Branche
der Hoffnungsträger Nummer eins. Das Ge-
schäft mit Brummis, Transportern und Lie-
ferwagen erholt sich nach dem Absturz in
der Wirtschaftskrise jetzt wieder. In Europa
wird es nach Erwartungen der Experten je-
doch noch eine Weile dauern, bis das Vor-
krisenniveau wieder erreicht ist. In Asien
dagegen gab es sogar in der weltweiten Re-
zession noch Wachstum.

In der Lkw-Branche herrscht Aufbruch-
stimmung. Das wurde im Vorfeld der 63.
IAA Nutzfahrzeuge gestern in Hannover
deutlich. Die Krise sei überstanden, hieß es

bei den Herstellern. Rückenwind erhofft
man sich zusätzlich durch saubere und ver-
brauchsärmere Motoren. Hybride sind auf
dem Vormarsch, vor allem im Stadtver-
kehr. Die größten Wachstumsraten sehen
die Hersteller aber zweifellos in Asien. Der
Trend geht dabei zu individuellen Model-
len für die jeweilige Region. Ein Lastwa-
gen, der in der ganzen Welt verkauft wer-
den kann, scheint nicht der Weg zu einem
internationaleren Geschäft zu sein. Daim-
ler-Spartenchef Andreas Renschler wies
etwa darauf hin, dass in China ein schwe-
rer Lkw für etwa 35000 Dollar verkauft
wird, in Europa für 80000 Euro. Das seien
völlig verschiedene Fahrzeuge. Auch in In-
dien und anderen Ländern mit schlechten
Straßen und großen Entfernungen seien

die Anforderungen an das Auto verschie-
den von denen in anderen Ländern.

Zugleich sind die Hersteller aus Asien
aber auch eine wachsende Konkurrenz für
die Europäer. Im vorigen Jahr hat das chine-
sische Unternehmen Beiqi Foton mit rund
580000 produzierten Transportern, Lastern
und Bussen Daimler den Rang als weltgröß-
ter Nutzfahrzeugbauer abgenommen.
Daimler fiel wegen der schweren Branchen-
krise in Europa auf den zweiten Platz zu-
rück. Nach einer Erhebung des CAR Cen-
ter Automotive Research an der Universität
Duisburg-Essen kamen 2009 vier der fünf
größten Hersteller der Welt aus Asien: Auf
Beiqi Foton und Daimler folgten Dongfeng
Motor aus China, Tata aus Indien und die
China First Auto Group.

Leipzig (wk). Bei den Lebensmittel-Dis-
countern hat es in diesem Jahr einer Studie
zufolge nicht nur zahlreiche Preissenkun-
gen gegeben, sondern auch viele still-
schweigende Preiserhöhungen. Bei Lidl
etwa habe sich die Zahl der Preissenkun-
gen mit der Zahl der Preiserhöhungen seit
Jahresbeginn weitgehend die Waage ge-
halten, berichtete der MDR gestern unter
Berufung auf Daten des Branchendienstes
Preiszeiger. Deutschlands zweitgrößte Bil-
ligsupermarktkette habe die Preise für 356
Produkte gesenkt und für 339 erhöht. Auch
bei der Edeka-Tochter Netto Marken-Dis-
count und der Rewe-Tochter Penny habe
die Zahl der Preissenkungen weitgehend
gleichauf gelegen mit der Zahl der Preis-
erhöhungen. Deutlich mehr Preissenkun-
gen als -erhöhungen gab es laut Studie bei
Marktführer Aldi. Bei Aldi Nord wurden
demnach 256 Produkte dauerhaft billiger
und nur 81 teurer, Aldi Süd verbilligte 249
Waren und machte 89 teurer. Auch bei
Norma gab es demnach deutlich mehr
Preissenkungen als -erhöhungen. Unter
den Billig-Supermärkten gibt es seit ver-
gangenem Jahr einen Preiskrieg: Fast
monatlich senken sie im Kampf um Markt-
anteile die Preise und werben offensiv da-
für.

Frankfurt/M. (wk). Die Deutsche Bank will
den Postbank-Aktionären 25 Euro pro Ak-
tie zahlen. Der deutsche Branchenprimus
legte gestern ein entsprechendes Angebot
vor. Die Offerte orientiert sich am durch-
schnittlichen Börsenkurs der Postbank in
den letzten drei Monaten. An der Postbank
hält die Deutsche Bank bereits 30 Prozent.
Zur Finanzierung der Übernahme führt die
Deutsche Bank zugleich eine Kapitalerhö-
hung durch. Dabei werden 308,6 Millionen
neue Aktien angeboten, der Preis je Aktie
wurde auf 33 Euro festgelegt. Damit nimmt
die Deutsche Bank insgesamt rund 10,2 Mil-
liarden Euro ein – 400 Millionen Euro mehr
als vor einer Woche angekündigt.
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Landesbank                                                      Bilanzsumme                           Nettoergebnis                 Zahl der Mitarbeiter

Kennzahlen 1. Halbjahr 2010                             (in Millarden Euro)                      (in Millionen Euro)

LBBW (Baden-Württemberg) 417,4 -290 13381

BayernLB 340,7 486 10835

WestLB 251,2 67 5032

Nord/LB 244,6 68 6463

» davon Bremer Landesbank 35,1 26 1022

Landesbank Hessen Thüringen 180,7 95 6203

HSH Nordbank 175,7 -380 3900

Landesbank Berlin 144,8 110 6015

SaarLB 18,9 2,8 516

Zurzeit gibt es in Deutschland noch acht eigen-
ständige Landesbanken (siehe Grafik). Fragen zu
ihrer Funktion beantwortet Annemarie Struß-von
Poellnitz.

Warum gibt es überhaupt Landesbanken?
Ursprünglich hatten die Landesbanken vor
allem zwei Funktionen: Sie waren die Haus-
banken der Länder für die Finanzierung re-
gionaler Investitionsvorhaben sowie auch
deren Förderbanken, und sie waren Dienst-
leister der Sparkassen. Als Girozentralen
(Giro: italienisch für Kreis, Umlauf) waren
sie Verrechnungsstellen für den bargeldlo-
sen Zahlungsverkehr, sie verwalteten die
Liquiditätsreserven der angeschlossenen
Sparkassen, denen sie zudem durch die
Ausgabe von Pfandbriefen oder Kommu-
nalobligationen Kapital besorgten. Doch
von diesem Geschäftsmodell haben sich
Landesbanken mehr oder weniger weit ent-
fernt. Sie sind immer stärker in das interna-
tionale Geschäft eingestiegen, haben wie
die großen Privatbanken an den internatio-
nalen Finanzzentren Büros eingerichtet
und mit dem billigen Geld, das sie sich bis
2005 durch die Haftung ihrer kommunalen
Träger billig besorgen konnten, in großem
Umfang auf eigene Kosten spekuliert.

Brauchen wir heute noch Landesbanken?
Würde man den Chef der Sparkasse Bre-
men fragen, die keine öffentlich-rechtli-
che, sondern eine freie Sparkasse ist, wäre
die Antwort nein. Die freien Sparkassen
sind an keine Landesbank angeschlossen.
Auch viele der größeren kommunalen Spar-
kassen brauchen keine Girozentrale mehr,
weil sie an eine zentrale EDV angeschlos-
sen sind. Zudem können durch eine Geset-
zesänderung Sparkassen selbst Pfand-
briefe ausgeben, um sich Kapital zu besor-
gen. Durch die Intervention der Privatban-
ken bei der EU-Wettbewerbsbehörde ist
seit 2005 zudem die sogenannte Gewährträ-
gerhaftung weggefallen, die es den Landes-
banken ermöglichte, durch staatliche Ga-
rantien billiger Geld am Kapitalmarkt auf-
zunehmen. Auch die Funktion als Förder-
bank ist auf Druck der EU weitgehend in se-
parate Förderbanken ausgelagert worden.
Wichtig sind Landesbanken immer noch
für kleine Sparkassen, die nicht alle Bank-
aufgaben selbst ausüben können, sowie als
Partner für größere Finanzierungsvorha-
ben.

Wie viele Landesbanken brauchen wir?
Die Meinungen darüber gehen weit ausei-
nander. Der Sparkassenverband zum Bei-
spiel ist der Meinung, dass eine einzige
Landesbank, und zwar die Landesbank
Berlin, die die Sparkassen 2007 gemein-
sam für fünf Milliarden Euro gekauft ha-
ben, alle zentralen Funktionen für die Spar-
kassen wahrnehmen könnte. Bis zum Zwei-
ten Weltkrieg gab es in Deutschland mit
der Deutschen Girozentrale (DGZ) nur eine
Zentralbank. Vor allem viele Landesregie-
rungen wollen eine eigene Landesbank be-
halten. Sie argumentieren hauptsächlich
damit, dass die Landesbanken eine wich-
tige Funktion für die Finanzierung der mit-
telständischen Wirtschaft haben.
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